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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/8141/18

01 - Büro des Oberbürgermeisters
Frau Doll Datum: 

19.11.2018

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Sitzungszeitverlegung" (Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grü-
nen/FDP/CDU vom 17.11.2018, eingegangen am 17.11.2018)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 27.11.2018 Verwaltungsausschuss

Ö 06.12.2018 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

S. beigefügter Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/FDP/CDU eingegangen am 
17.11.2018

Beschlussvorschlag:

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 16,00 €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:
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e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:
Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/FDP/CDU eingegangen am 17.11.2018

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
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Herrn Oberbürgermeister Ulrich Mädge 
� ������� �

����� ��������

��� ������ �� � ���� �¡������¢�����¡���������¡��
£���¤�¡¥¦��¢�����¡���������¡��

Antrag zur Sitzung des Rates am 6. 12. 2018  
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Mit freundlichen Grüßen  

  für die Fraktionen CDU, Bündnis 90 / Die Grünen und FDP. 

ÒÓÒ 
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Büro des Oberbürgermeisters                               27.11.2018 

01R – Ratsbüro 

Frau Doll         309-3114 

 

 

 

 

Stellungnahme zum Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/FDP/CDU, eingegan-

gen am 17.11.2018 zur Sitzung des Rates am 06.12.2018  

 

 

Betreff: Beginn von Gremiensitzungen 

 

 

Die Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/FDP/CDU beantragt zur Sitzung des Rates am 

06.12.2018 eine Verlegung der Sitzungszeiten für die Fachausschüsse, den Verwaltungs-

ausschuss und Sitzungen des Stadtrates in die frühen Abendstunden (frühester Beginn = ab 

17:00 Uhr). Begründet wird der Antrag damit, dass auch Berufstätigen ein kommunalpoliti-

sches Engagement ermöglicht werden soll, ohne dass dies einen Konflikt zwischen Beruf 

und Ehrenamt zur Folge hat. 

 

Zu diesem Antrag wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Zur Terminierung des Rates der Hansestadt Lüneburg: 

Gem. § 59 Abs. 1 Satz 1 NKomVG lädt der/ die Hauptverwaltungsbeamte die Abgeordneten 

unter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich oder durch ein elektronisches Dokument. Dabei  

obliegt die Festlegung der Sitzungszeit neben dem Ort und Tag ebenfalls dem Hauptverwal-

tungsbeamten. Es handelt sich um eine ausschließliche Zuständigkeit, die von der Vertre-

tung weder durch Einzelbeschluss noch über die Geschäftsordnung noch durch Richtlinie 

i.S. des § 58 Abs. 1 Nr. 2 NKomVG eingeschränkt werden kann (Blum in Blum/ Häusler/ 

Meyer; § 59 Rn. 2).   

 

Zur Terminierung des Verwaltungsausschusses der Hansestadt Lüneburg: 

Gemäß § 78 Abs. 1 Satz 1 NKomVG ist der Hauptausschuss vom Hauptverwaltungsbeam-

ten nach Bedarf einzuberufen. Ein Einzelbeschluss durch die Vertretung kann dieses Recht, 

genau wie bei der Vertretung, nicht einschränken. 

 

Zur Terminierung von Sitzungen der  Fachausschüsse: 

Gem. § 72 Abs. 3 Satz 1 NKomVG werden die Ausschüsse von der Hauptverwaltungsbeam-

tin oder dem Hauptverwaltungsbeamten im Einvernehmen mit der oder dem Ausschussvor-

sitzenden einberufen. Ein Ratsbeschluss zur generellen Festlegung des Sitzungsbeginns ist 

gesetzlich nicht vorgesehen und daher nicht verbindlich. Eine Festlegung der Sitzungszeit 

durch die Geschäftsordnung ist ebenfalls zweifelhaft, da gem. § 72 Abs. 3 NKomVG nicht 

das Einvernehmen des Rates, sondern das des jeweiligen Ausschussvorsitzenden im Ge-

setz gefordert wird.  

 

Hinsichtlich der von der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/FDP/CDU angesprochenen Konflikt-

situation zwischen der Wahrnehmung des Ehrenamtes und der beruflichen Pflichten wird auf 
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die Ausführungen zur Rechtsstellung von Ratsmitgliedern gegenüber ihrem Arbeitgeber oder 

Dienstherren aus der Stellungnahme der Verwaltung vom 08.03.2016 verwiesen (Anlage 1), 

welche anlässlich des damaligen Antrages der Gruppe FDP/Piraten vom 02.03.2018 (Anlage 

2) gefertigt wurde. Darin beantragte diese ebenfalls die Terminierung von Ausschusssitzun-

gen frühestens ab 17:00 Uhr mit Ausnahme begründeter Einzelfälle. 

Laut beigefügtem Protokollauszug der Sitzung des Rates vom 02.06.2018 (Anlage 3) wurde 

dieser Antrag mehrheitlich bei vier Ja-Stimmen und einer Enthaltung abgelehnt.  

 

Neben den in der Anlage 1 bereits genannten Punkten ist dieser Stellungnahme eine Tabelle 

der Personalkosten beigefügt, welche für die Hansestadt Lüneburg in der Zeit vom 

01.01.2018 bis heute durch Sitzungen der Fachausschüsse entstehen würden (Anlage 4).  

Bei der Berechnung der Kosten wurde von der notwendigen Anwesenheit von sechs Mitar-

beitern/-innen der Verwaltung pro stattgefundener Sitzung ausgegangen, welche mit einem 

durchschnittlichen Verdienst von 60,00 €/ Stunde/ Mitarbeiter/-in berücksichtigt werden.  

Daraus ergeben sich am Beispiel des bisherigen Jahres 2018 Personalkosten von 360,00 € 
/Stunde.  

Umgerechnet auf die Anzahl der Fachausschüsse, deren Anfangszeiten in 2018 und der 

Annahme, dass diese bis 17:00 Uhr andauern, ergibt sich damit ein Gesamtbetrag an Per-

sonalkosten von 31.680,00 €. Da nicht alle Sitzungen immer eine Länge von einer Stunde 

oder zwei erreichen, wird davon eine Pauschale von 20 % abgezogen, sodass am Ende kal-

kulatorische Personalkosten von 25.344,00 € festzuhalten sind. 
Bei Umsetzung des Antrages der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/FDP/CDU würde dieser 

Betrag für das Beispieljahr 2018 als zusätzliche Personalkosten anfallen und müsste daher 

auch entsprechend im Stellenplan sowie im kommenden Haushalt für das Jahr 2019 zusätz-

lich Berücksichtigung finden. 

 

Bezüglich der Vereinbarung von Familie und Ehrenamt wird ebenfalls auf die Anlage 1 ver-

wiesen.  

Zusätzlich wird als Beispiel für die darin beschriebene Problematik der Kinderbetreuung zum 

einen an die Anfang 2017 geführte öffentliche Diskussion um die Kinderbetreuung der Fami-

lie einer Ratsfrau erinnert und zum anderen an die in der vergangenen Wahlperiode festge-

stellten Sitzverluste von drei damaligen Ratsmitgliedern.  

Alle vier geben ein gutes Beispiel dafür, dass insbesondere junge Politiker/-innen neben ih-

rem Ehrenamt auch ihre Familie zunehmend in den Fokus stellen. Dies ist zu unterstützen 

und zu fördern. 

Der Antrag der Gruppe Bündnis 90/Die Grünen/FDP/CDU würde es den aktuellen Ratsmit-

gliedern, die auch Eltern sind, stattdessen zusätzlich erschweren, ihre Kinder zu betreuen 

und damit, wie schon in der Anlage erwähnt, dem Recht und der Pflicht auf Pflege und Er-

ziehung ihrer Kinder entgegen stehen.   

 

Die gleiche Problematik gilt allerdings nicht nur für die Kommunalpolitiker, sondern auch für 

die Mitarbeiter/-innen der Verwaltung, welche ebenfalls durch die Verschiebung der Sitzun-

gen in den Abend an ihren Pflichten gegenüber Kindern und Familie gehindert werden wür-

den. Diesbezüglich empfiehlt auch der Personalrat der Hansestadt Lüneburg den Antrag aus 

Gründen der Familienfreundlichkeit für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abzulehnen. Die 

Hansestadt Lüneburg hat das FaMi-Siegel erhalten, mit dem eine besondere Familienfreund-

lichkeit festgehalten wird. Neben diesem Umstand steht aus Sicht des Personalrates auch 

die Einhaltung der nach dem Arbeitszeitgesetz vorgeschriebenen Pausen und Ruhezeiten, 
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die bereits jetzt schon öfter nicht eingehalten werden (können), der beantragten Sitzungsver-

legung entgegen (s. Anlage 5). 

 

Fazit: 

Der Antrag greift in die alleinige Zuständigkeit des Hauptverwaltungsbeamten ein, 

welcher nach § 59 Abs. 1 Satz 1 NKomVG und § 78 Abs. 1 Satz 1 NKomVG für die Ein-

berufung von Rat und VA, insbesondere Festlegung von Ort, Tag und Zeit, zuständig 

ist. Gleiches gilt gem. § 72 Abs. 3 Satz 1 NKomVG im Einvernehmen mit der oder dem 

Ausschussvorsitzenden für die Fachausschüsse des Rates der Hansestadt Lüneburg. 

 

Kosten für die Erstellung der Stellungnahme: 420,00 € 

 

 

Im Original gezeichnet 

 

Doll 
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